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Beklagter und Revisionsbeklagtero

Der 9° Senat des Bundessozialgerichts hat ohne münd—
liche Verhandlung am 280 März 1975 durch Vorsitzende

Richterin Dr„ S c h w a r
2

,
Richter Dro

B a r e s e 1 und Richter Dr„ w u 1 f h o r s t ,
ehrenamtlichen Richter H a n c k e und ehrenamt—

liche Richterin K u n d e n r e i c h für Recht

erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Bayeri—
schen Landessozialgerichts vom 140 Januar 4972 wird

zurückgewiesen, soweit sie den Anspruch auf Gewäh—

rung eines höheren Übergangszuschlages betrifft„ Im
übrigen wird die Revision des Klägers als unzu—
lässig Verworfeno

Außergerichtliche Kosten des Revisionsverfahrens
sind nicht zu erstatten„
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Der 4892 geborene Kläger, der wegen Gesundheitsstö—

rungen erwerbsunfähig ist‚ bewirtschaftet einen Hof

mit rund 6 ha landwirtschaftlicher Nutzfläche„ Wegen

des Verlustes von 5 Söhnen im Zweiten Weltkrieg er—

hielt er nach @@50, 54 des Bundesversorgungsge—

setzes (BVG) idF des 20 Neuordnungsgesetzes {NOG}

Elternrente$ auf die gemäß 35 54 Abs„ 4‚ 55 BVG als

Einkommen die Unfallrente des Klägers, die Rente
seiner Ehefrau aus der Arbeiterrentenversicherung

sowie der Gewinn aus Landwirtschaft {% 9 DUO 4964/6@

zu 5 55 BVG) angerechnet wurden(] Die Einkünfte aus
Landwirtschaft wurden auf Grund des 5 55 BVG idF des

50 DOG vom 280 Dezember 4966 iaVomo @ 9 DVO 4967/68

zu € 35 BVG und den Anrechnungs—V0en neu
berechnet;

dadurch erhöhte sich dieses Einkommen « trotz Abzug

von DM‘450‚11 gemäß @9 Abs° @Buchsto b DVO —um
fast DM 500‚——gegenüber den bisher angerechneten
Monatsbeträgeno Mit Bescheid vom 450 November 4968
wurde hierauf die Elternrente neu festgestellt und

bis zum 300 Juni 4968 gewährt; vom 40 Juli 4968 an

entfiel sie‚ stattdessen wurde gemäß Arto 2 der
40 VO zur Änderung der DVD zu % 55 BVG vom 70 August

4968 {4„ ÄndV09 BGBl I, 965} ein Übergangszuschlag

gewährt, der sich bis zum 540 Dezember 4968 auf
monatlich DM 56,—— belief‚ für 496/ auf DM 429——
(Bescheid vom 70 Oktober 4969) und für 4970 auf
DM 249——festgesetzt wurde {Benachrichtigung vom
50 November 4969}; mit Ablauf Dezember 4970 entfiel

auch diese Zahlung (Bescheid vom 450 Oktober 4970)0

Mit seinem Widerspruch gegen den Bescheid vom 45°

November 4968 machte der Kläger geltend‚ die Kürzung
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der Elternrente von DM 195‚——auf DM 56‚——entspreche nicht
den Vorschriften? denn die 40 ÄndV0 habe für 1968 eine

Besitzstandswahrung in voller Höhe vorgesehen° Durch Be—

scheid vom 250 Juli 1969 wurde der Widerspruch mit der

Begründung zurückgewiesen, durch Art„ 2 der 40 ÄndV0 werde

die Wahrung des Besitzstandes nur insoweit garantiert‚ als

die niedrigere Elternrente ab 1„ Juli 1968 durch die Neu—

fassung des 3 9 DVG zu % 55 BVG, also durch die geänderte

Berechnung des Einkommens aus Landwirtschaft bedingt sei;

nach dieser Bestimmung sei die Elternrente, wie sie sich

nach dem 20 NOG unter Beachtung des @ 9 BVG 1961/64 er-
rechnet hätte‚ der Elternrente gegenüberzustellen9 die sich

ab 1° Juli 1968 nach dem 50 NOG und % 9 DVG 1967/68 ergebe
und die Differenz — höchstens bis zu dem Betrag? der sich

ohne Einkommen aus Landwirtschaft als Elternrente er—

rechnen würde — als Übergangszuschlag zu gewähren°

Der Kläger hat mit seiner hiergegen erhobenen Klage bean—

tragt9 in Änderung der Besbheide vom 150 November 1968

(250 Juli 1969)„ 7„ Oktober 1969, 150 Oktober 1970 und

der Benachrichtigung vom 50 November 1969 den Beklagten

zu verurteilen‚ über den 500 Juni 1968 hinaus weiterhin

Elternrente und ab 10 Juli 1968 höheren Übergangszuschlag

zu gewähren„ Er hat hierfür auf seine WiderSpruchsbegrüné

dung verwiesen und ferner geltend gemacht„ daß er ab

10 Juli 1968 für die Bezahlung fremder Arbeitskräfte‚
auf die er wegen Seiner und seiner Ehefrau Erwerbsun—

fähigkeit angewiesen sei‚ jährlich mindestens DM 1„500‚——

aufzuwenden hatteo Nach den Feststellungen des Sozial—

gerichts {SG} hatten sich diese Lohnausgaben im Jahre 1968
auf DM 700‚——, im Jahre 1969 auf DM 10050,—— und im Jahre

1970 auf DM 870,—— belaufen° Das SG Landshut hat am

170 Dezember 1970 unter Änderung der angefochtenen Ver—

waltungsakte den Beklagten verurteilt‚ ab 10 Juli 1968

Elternrente und Übergangszusohlag mit der Maßgabe zu ge—
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währen‚ daß 4° bei der Ermittlung des diesen Lei—
stungen gemäß @ 9 DVO 4967/68 zu 5 55 BVG zugrunde

zu legenden Einkommens aus der Landwirtschaft die

den Freibetrag nach 5 9 Abso } Buchsto b DVO über—

steigenden Lohnkosten insoweit zu berücksichtigen

sind? als sie zusammen mit dem Freibetrag den für

die Berechnung des Landwirtschaftseinkommens maßgeb—

lichen Grundlohn nicht übersteigen‚ 2„ bei der Fest—

stellung des Übergangszuschlags vom Gesamteinkommen'

des Klägers auszugehen ist: Die in 5 9 Abso 5 Buchst„

b DVD 4967/68 vorgesehenen Pauschbeträge sollten

zwar auch die durch Beschäftigung von Hilfskräften

entstehenden Lohnkosten ausgleichen„ Fraglich sei

aber7 was gelte‚ wenn diese Pauschbeträge zur Ab—

geltung der Lohnkosten nicht ausreichteno Da die

Lohnkosten auch als "andere dauernde Lasten” i°So

von $ 9 Abs° 5 Buchst„ 0 DUO 4967/68 anzusehen
seien, sei es systemgerecht‚ sie bis zur Höhe des

Grundlohnes vom Bruttobetrag {% 9 Abso 4) abzu—
setzen; allerdings seien die Lohnkosten vorweg um

den Pauschbetrag (@ 9 Abso 5 Buchst° b) zu kürzeno
Die vom Kläger durch Vorlage von Quittungen nachge—

wiesenen Lohnaufwendungen hatten zwar nicht den

Pauschbetrag nach 5 9 Abs„ 5 Buchst„ b DVO über—

stiegen‚ somit die Höhe des Landwirtschaftsein—
kommens und auch die Höhe der Elternrente nicht

beeinflußt° Im Hinblick auf die Bindungswirkung der
angefochtenen Verwaltungsakte, die auch den die Höhe

der Elternrente bestimmenden Einkommensansatz um—
fasse, habe der Kläger jedoch ein Rechtsschutzbe—

dürfnis auf Entscheidung‚ ob und in welchem Umfang

seine Lohnkosten bei Feststellung seiner Elternrente

zu berücksichtigen seieno

Zu Recht wende sich der Kläger auch gegen die Fest—
stellung des Übergangszuschlags unter alleiniger
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Berücksichtigung der landwirtschaftlichen Einkünfte°

Dem Art° 2 der 4° ÄndV0 könne trotz seines Wortlauts
nicht entnommen Werden9 daß als Übergangszuschlag

nur

der Unterschiedsbetrag in diesem eingeschränkten Umfang

zu gewähren sei° Gemeint sei vielmehr ein Vergleich der

Renten‚ wie sie sich unter Berücksichtigung aller an—

rechenbaren Einkünfte des Versorgungsberechtigten ergä-

ben° ' '

Auf die — vom SG zugelassene — Berufung des Beklagten hat

das Bayerische Landessozialgericht (LSG) durch Urteil

vom 440 Januar 4972 die vorinstanzliche Entscheidung auf—

gehoben und die Klage abgewiesen: Das vom SG gefüllte

Grundurteil (@ 450 Sozialgerichtsgesetz —SGG—)sei aufzu—

heben, da es nicht habe ergehen dürfen„ Ein solches Urteil

setze nämlich voraus, daß nach Feststellung des anzurech—

nenden Einkommens angenommen werden könne? der Leistungs—

anSpruch sei wenigstens für eine bestimmte Zeit in einer

Mindesthöhe gegeben° Hieran fehle es, denn das SG habe —
insoweit zutreffend — im Urteil selbst erklärt, daß sich

auch bei Anwendung seiner Berechnungsweise für den
Kläger keine höheren als die vom Versorgungsamt in den ans
gefochtenen Bescheiden festgesetzten Zahlbeträge er—
gäben, weil die nachgewiesenen Lohnausgaben nicht den

Pauschbetrag des 3 9 Abs° 5 Buchsto b DVO überstiegen°
Der Kläger habe keine Feststellungsklage gemäß 3 55 SGG

erhoben‚ er habe auch kein Rechtsschutzbedürfnis auf Ent—

scheidung über die Art der Anrechnung von Lohnkosteno

Art° 2 der 40 ÄndV0 lasse schon in seiner Überschrift
eindeutig erkennen9 daß diese Vorschrift ausschließlich

das Einkommen aus Landwirtschaft betreffe‚ auch der Wort—

laut erweise dies zweifelsfrein Der Übergangszuschlag sei

mithin nur unter Berücksichtigung des landwirtschaftlichen

Einkommens zu errechnen„
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Das LSG hat die Revision zugelassen, “soweit es sich

um den Anspruch auf den Übergangszuschlag handelt“;

zur Begründung hat es ausgeführt, bei dem Streit

über die Berechnung des Übergangszuschlags nach

Art„ 2 der 4, ÄndV0 sei über eine Rechtsfrage von
grundsätzlicher Bedeutung zu entscheiden geweseno

Mit seiner — form— und fristgerecht eingelegten und

begründeten — Revision hat der Kläger beantragt,

unter Aufhebung des angefochtenen Urteils die

Berufung des Beklagten gegen das Urteil des SG

Landshut zurückzuweiseno '
■, .

Zur Begründung hat der Kläger vorgetragen, die das

angefochtene Urteil tragenden Ausführungen über—

zeugten nicht, Entgegen der Auffassung des LSG sei

bei der vom Kläger erhobenen Aufhebungs— und

Leistungsklage (@ 54 Abs° 4 SGG) eine Verurteilung

dem Grunde nach schlechthin zulässig gewesen, Da der

Beklagte in seiner Berufungsentgegnung vom 270 Mai

4974 zu der Frage, ob die den Pauschbetrag nach

% 9 Abs, 5 Buchst„ b DVD übersteigendon Lohnkosten

als Lasten gemäß @ 9 Abs, 5 Buchst„ c DVG abzuziehen
seien, Stellung genommen habe, hätte das LSG hier—

über materiell entscheiden müssen, Die Auslegung des
Art, 2 der 4, ÄndV0 im angefochtenen Urteil vermöge

nicht zu überzeugen° Die gegenteilige Auffassung

des SG Landshut treffe zu,

Der Beklagte beantragt,

die Revision des Klägers zu verwerfen, soweit
sie den Anspruch auf Gewährung von Elternrente

betrifft, und sie zurückzuweisen, soweit sie

den Anspruch auf Leistung eines höheren Über—

gangszuschlags betriffto
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Die Revision sei nur mit Beschränkung auf den Anspruch

auf Leistung eines höheren Übergangszuschlags zugelassen

worden; dies sei Rechtens, da der Übergangszuschlag einen.

besonderen Anspruch darstelle und es sich somit nicht um

eine Zulassungsbeschränkung auf eine Rechtsfrage handele°

Hinsichtlich der Entscheidung über den Elternrentenanspruch

habe der Kläger keine Verfahrensmängel, sondern höchstens

eine unriohtige Beurteilung der Sach— und Rechtslage ge—
rügt° Bezüglich des Ubergangszuschlags treffe die vom LSG

vertretene Rechtsauffassung zu und stimme überein mit

mehreren Rundschreiben des Bundesministers für Arbeit
{BMA)O

Die Beteiligten sind mit einer Entscheidung durch Urteil

ohne mündliche Verhandlung einverstanden (% 424 Abs„ 2

SGG)O . „ ‚ .

III

Der Kläger hat mit seiner Klage einerseits die Gewährung

von Elternrente über den 500 Juni 4968 hinaus und anderer—

seits die Zahlung eines höheren Übergangszuschlags be—

gehrt° Dies sind zwei nach ihren rechtlichen und tatsäch—

lichen Voraussetzungen voneinander unterschiedene Leistungs—

ansprüche= Der erstgenannte wäre aus 5 54 ioV„mo @ 55 BVG
abzuleiten und würde voraussetzeu‚ daß die volle Eltern—

rente (% 54 Abs„ 4 BVG) durch das — nach 55 54 Abso 4‚

55 Abs° 4 Satz 4 BVG i„Vom„ der DVO und der jeweiligen
Anrechnungs—VO zu ermittelnde — ”anzurechnende Einkommen”

nicht restlos entfällto Wegen der vom Kläger verlangten

Art der Berechnung des Übergangszuschlags hingegen

kommt es auf die Auslegung von Art() 2 der 4„ ÄndV0 an°
Der hierdurch gekennzeichneten Selbständigkeit beider An—
sprüche steht nicht entgegen? daß sie zueinander in

sozialer und wirtschaftlicher Wechselbeziehung stehen und'
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daß gemäß Arte 2 Satz 4 der 4„ ÄndV0 der Übergangs—

Zuschlag im vorliegenden Fall als Elternrente "gilt"„

Das LSG durfte mithin bezüglich der Revisionszu—

lassung differenzieren? ob es das Rechtsmittel un—

beschränkt oder aber nur im Hinblick auf einen der

beiden Klageansprüche zulassen wollte {vgl° BSG 57

135‚ 458‚ 159}„ Aus Urteilsformel und Entscheidungs—

gründen ergibt sich eindeutig? daß das LSG allein

die zwischen den Beteiligten streitige Auslegung

des Artc 2 der 40 ÄndV0 als eine ”Rechtsfrage von

grundsätzlicher Bedeutung” (; 162 Absc 4 Nr„ 4'see)

angesehen und demgemäß die Revision nur insoweit

zugelassen hat‚ als es sich um den auf di—se Be—

stimmung gestützten Anspruch auf den Übergangszu—

schlag handelt° Hinsichtlich des AnSpruchs auf Ge—

währung von Elternrentc ist die Revision somit

nicht zugelassen worden° Da diese Einschränkung der

Revisionszulassung keine Willkür bedeutet? ist der

Senat hieran gebunden (vgl„ SozR Nrn° 449 und 475

zu 5 162 SGG)°

Die bezüglich des Anspruchs auf Zahlung eines höhe_

ren Übergangszuschlages zulässige Revision des

Klägers ist unbegründet„ Das LSG hat mit Recht dar—

gelegt‚ Art„ 2 der 4„ ÄndV0 deute schon mit seiner

Überschrift "Erweiterung der Besitzstandsregelung

für Land— und Forstwirte, deren Einkünfte nach S 9

DVD zu 5 55 BVG zu ermitteln sind“ darauf hin? daß
mit dieser Regelung nur die speziell durch die Neu—
iassung des 5 9 bedingten Systemänderungen der
Einkommensermittlung ausgeglichen werden sollten° Es

handelte sich hierbei um eine Ergänzung zu Art„ 2,
Abs„ 4 der 50 ÄndV0 vom 9„ November 1967 {BGBl l„
1133), wonach — ebenfalls speziell auf die land—
wirtschaftlichen Einkünfte bezogen — das Inkraft—

treten des neugefaßten % 9 DVD bis zum io Juli 4968
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hinausgeschobeh und damit den als Landwirte tätigen Renten—
beziehern der bisherige Besitzstand für die Zeit von 4 4/2

Jahren noch zugebilligt werden war, Erhöhungen des

Bruttoeinkommens — und entsprechende Ninderungen der

Rentenzahlbeträge — sind also auch beim Übergangszu—

schlag nur insoweit zu berücksichtigen, als sie sich

bei den in 5 9 DVO alter und neuer Fassung jeweils ge-

regelten ”Einkünften von Land— und Forstwirten" ergeben
haben, Die vom SG vertretene gegenteilige Auffassung hätte

zur Folge, daß für eine durch die Neufassung des 5 9 DVO

bedingte Rentenminderung kein Übergangszuschlag zu leisten

wäre, wenn sie durch rentenerhöhende Auswirkungen von

Änderungen anderer Einkünfte überdeckt würde (vglo BMA

Rundschreiben vom 450 September 4968, BVBl 4968, 443,

hier S, 4@4 Kr, 2); dies erscheint aber mit Wortlaut und
Sinn des Art, 2 Satz 4 der 4° ÄndV0 uhvereinbaro Im

übrigen hat die Revision nichts vorgetragen, was den

vom Kläger vertretenen Standpunkt rechtlich untermauern

könnte, Die Revision ist also zurückzuweisen (@ 470

Abs° 4 Satz 4 SGG)„

Soweit es sich um den Anspruch auf Gewährung von Eltern—

rente für die Zeit nach dem 500 Juni 4968 handelt, wäre
die vom LSG nicht zugelassene Revision nur statthaft,

wenn ein vom Kläger gerügter wesentlicher Mangel des

Berufungsverfahrens vorläge {$ 462 Abso 4 Nr, 2 SGG, BSG 4,

450), Das ist nicht der Fall„ Die Revision bemängelt zwar,
daß das LSG unter Aufhebung des erstinstanzlichen Grund-

ls die Klage abgewiesen habe, ohne über die vom
SG erörterte Auslegung des S 9 Abs, 5 Buchst° c DVD

zu entscheiden, Ob diese Rüge das Verfahren des LSG
betrifft, kann dahingestellt bleiben, denn der Auffassung

des 1SG ist beizupflichten° Das vom SG erlassene Grund—

urteil war aufzuheben, weil es nach den in diesem Urteil
getroffenen Feststellungen ausgeschlossen war, daß der

Elternrentenanspruch — auch bei Berücksichtigung der nachge—
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wiesenen Lohnkosten als ”dauernde Last” i„So des @9
Abs° 5 Buchst° 0 DVD — in der von den angefochtenen

Bescheiden umfaßten Zeit gegeben sein konnte (vglo

BSG 45‚ 478, 480; SozR Nr„ 4 zu @ 450 SGG)„ Etwas

anderes wäre nur in Betracht gekommen‚ wenn die.

Lohnaufwendungen nicht unter Abzug der in S 9 Abs() 5

Buchst° b DVD genannten Pauschbeträge, sondern

zusätzlich in voller Höhe vom Bruttoeinkommen ab-

setzbar waren; etwas derartiges hat aber weder

G
in Erwägung gezogen worden° Da der Kläger? wie das

03der Kläger geltend gemacht noch ist es vom

LSG zutreffend angenommen hat und auch die Revision

nicht bestreitet9 keine Feststellungsklage erhoben

hatte, entbehrten die Darlegungen des SG zur
Subsumtion von Lohnaui■endungen unter 5 9 Abs„ 5

5uchsto c DVO jeglicher prozessualer Grundlageo

Die vom SG angeführte Bindungswirkung der ange—

liochtenen Verwaltungsakte konnte sich hierauf

nicht erstrecken? denn der Kläger hatte im Lider—
spru0hsverfahren diesen Gesichtspunkt noch gar
nicht vorgebrachto Auch daß der Beklagte in seinem

Schriftsatz vom 270 Mai 4974 sich mit dieser

Rechtsfrage befaßte‚ bot dem LSG keinen Anlaß‚

hierzu Stellung zu nehmen; denn in diesem Rechts—
streit konnte die Frage unter keinen Umständen

von entscheidungserheblicher Bedeutung sein„

Hiernach muß die Revision des Klägers in diesem

Umfang als unzulässig verworfen werden (€ 469
Satz 2 qu}o
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